Deutscher Bundestag Drucksache 7/1 584 

7. Wahlperiode „„ 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Schirmer, Dr. Bardens, Amling, Dr. Emmerlich, Anbuhl, Eckerland, 
Egert, Frau Eilers (Bielefeld), Fiebig, Hauck, Jaunich, Kratz, Marschall, Wende, 
Zeltler, Spitzmüller, Christ und der Fraktionen der SPD, FDP 


betr. Förderung von Angeboten für Freizeit und Erholung 


Fortschreitende Technisierung und Industrialisierung haben die 
Voraussetzung für wachsenden Wohlstand geschaffen, sie sind 
aber auch die Ursache mancher gesellschaftlicher Fehlentwick- 
lungen und von Zivilisationsschäden, deren Ausmaß und Be- 
deutung nicht unterschätzt werden können. 

Für die Bundesregierung geht es nach der vom Bundeskanzler 
am 18. Januar 1973 gegebenen Regierungserklärung auch „um 
die Freizeit im Alltag. Dort fängt jene Selbstbestimmung des 
einzelnen an, die sich in der freien Existenz des Bürgers erfüllt 
und unter den Pflichten und den Rechten der Nachbarschaft 
steht". Als ein Ziel wurde bezeichnet, daß Umweltschutz, Raum- 
ordnung, Stadtentwicklung, Verkehrsausbau und damit die Ver- 
besserung der Lebens-, Arbeits-, Freizeit- und Erholungsmög- 
lichkeiten in engem Zusammenhang gesehen werden müssen. 

Wird die Freizeit sinnvoll genutzt, bietet sie eine Chance zur 
Selbstverwirklichung und zu hoher Qualität des Lebens. Frei- 
zeitgestaltung muß daher ein Element der Humanisierung neben 
anderen sein. Freizeit soll auch der Erholung, der Entspannung 
und der Freude als Ausgleich für die Belastungen durch eine 
leistungsorientierte Umwelt dienen. In der Freizeit soll aber 
auch dem Bedürfnis des einzelnen nach Kommunikation und 
sozialen Kontakten entsprochen und damit der Gefahr der Iso- 
lierung und Vereinsamung begegnet werden. Probleme über 
Umfang und zeitliche Verteilung der Freizeit sowie den Zugang 
zu Freizeitmöglichkeiten stellen sich ganz unterschiedlich für 
verschiedene soziale Gruppen, wie z. B. für Erwerbstätige oder 
nicht (mehr) Erwerbstätige, für Schichtarbeiter oder Arbeitneh- 
mer mit normalen Arbeitszeiten, für ältere Mitbürger, für Haus- 
frauen oder für Kinder. Dennoch ist für alle gleichermaßen die 
Chance zu sinnvoller Freizeitgestaltung zu gewährleisten. 

Der seit langem erkennbare Trend, Freizeitbedürfnisse und Frei- 
zeitmöglichkeiten zu industrialisieren und zu vermarkten, birgt 
die Gefahr in sich, den Menschen auch auf diesem Gebiet zu- 
nehmendem Konsumzwang zu unterwerfen. Die Ziele sinnvol- 
ler Freizeitgestaltung würden damit in Frage gestellt. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Maßnahmen wurden bisher von der Bundesregie- 
rung realisiert oder sind in der Planung abgeschlossen, um 
die Voraussetzungen für sinnvoll gestaltete Freizeit und Er- 
holung zu verbessern und zu schaffen? 

Inwieweit sind diese Maßnahmen bereits in ein umfassen- 
des Konzept der Freizeitpolitik integriert, und welches sind 
die tragenden Elemente dieses Konzeptes? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, durch geeignete Formen der 
Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft einerseits, den be- 
teiligten Fachministern auf Bundes- und Länderebene ande- 
rerseits grundlegende Aussagen über das derzeitige Frei- 
zeitverhalten der Bürger, über vorhersehbare Entwicklun- 
gen und erforderliche politische Maßnahmen zu erarbeiten 
und alsbald vorzulegen? 

3. Wie werden sich nach Auffassung der Bundesregierung Frei- 
zeitbedarf und Freizeitnachfrage entwickeln, und wie wird 
sich diese Entwicklung auf Raum- und Siedlungsstruktur 
auswirken? 

Gewährleisten die Grundsätze des Raumordnungsgesetzes 
von 1965 eine Berücksichtigung von dem heutigen Verständ- 
nis entsprechenden Freizeitbedürfnissen in Raumordnung 
und Landesplanung? 

4. Von welchen freizeitpolitischen Grundsätzen geht das in 
Vorbereitung befindliche Bundesraumordnungsprogramm 
aus 


— bei der Ausweisung und Zuordnung von Vorranggebie- 
ten für Freizeit und Erholung, 

— bei der Festlegung von Schwerpunkten und Prioritäten 
für den Ausbau der Freizeitinfrastruktur? 

Hält es die Bundesregierung für notwendig, dem immer 
deutlicher werdenden Trend zur Trennung der verschiede- 
nen Lebensbereiche, wie Wohnung, Arbeit, Freizeit entge- 
genzuwirken, und in welcher Weise wird dies geschehen? 

5. Beabsichtigt die Bundesregierung, Initiativen der Bundes- 
länder, Kreise und Gemeinden anzuregen und zu unterstüt- 
zen, durch die Anlagen geschaffen, ausgestaltet und einge- 
richtet werden, die mehr und besser als bisher den Familien, 
den jungen und alten Bürgern für Freizeit, Erholung und 
Sport in der Nah-, Wochenend- und Ferienerholung dienen 
können? 

6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, freizeit- 
politischen Zielsetzungen im Wohnungs- und Städtebau 
Rechnung zu tragen und zu einer stärkeren Integration von 
Freizeitangeboten im Wohnbereich zu gelangen? 

Inwieweit berücksichtigt die Bundesregierung dies bei ihren 
Demonstrativ-Versuchs/ Vergleichs-Bauvorhaben? 
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7 Welche Bedeutung kommt nach Auffassung der Bundesre- 
gierung im Rahmen einer koordinierten Freizeitpolitik dem 
Sport mit seinen pädagogischen, sozialen, gesundheitlichen 
und gesellschaftlichen Möglichkeiten zu? 

Was ist oder wird durch die Bundesregierung geschehen, 
um entsprechend vielfältige Maßnahmen des Freizeitsports 
zu fördern? 

8. Wird die Bundesregierung einen angemessenen Beitrag lei- 
sten, um den besonderen Freizeitbedürfnissen der Kinder, 
der alten Menschen, der Behinderten, der Groß- und Pro- 
blemfamilien sowie der ausländischen Bevölkerungsteile ge- 
recht zu werden, und zu welchen Schwerpunkten und in wel- 
chem Maße ist das vorgesehen? 

9. Wird die Bundesregierung gewährleisten, daß alle Zustän- 
digkeiten ausgeschöpft und vielfältige Maßnahmen zur sinn- 
vollen Gestaltung von Freizeit und Erholung angeregt, ein- 
geleitet, geplant, gefördert und durchgeführt werden? 


Bonn, den 23. Januar 1974 


Schirmer 

Dr. Bardens 

Amling 

Dr. Emmerlich 

Anbuhl 

Eckerland 

Egert 
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Fiebig 

Hauck 

Jaunich 

Kratz 

Marschall 

Wende 

Zeltler 

Wehner und Fraktion 

Spitzmüller 

Christ 

Mischnick und Fraktion 
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